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Regionale Gesundheitszentren 
einrichten
Eine Studie hat den Versorgungs- und Arztbedarf für Sachsen unter-
sucht. Sie identifiziert die Regionen im Land, auf die bis in das Jahr 
2030 starke Veränderungen zukommen. Zugleich liefert sie Ansätze, 
um die erwarteten Herausforderungen zu bewältigen.

D
elitzsch, Eilenburg und Großen-
hain gelten gemeinhin nicht ge-
rade als Hotspots des wirtschaft-
lichen Wachstums in Sachsen. In 

gewissem Sinne sind sie aber doch Wachs-
tumsregionen. Sie gehören zu den Gebie-
ten, in denen die Patientenzahlen bis 2030 
überdurchschnittlich steigen werden. Das 
betrifft Patienten mit Krankheiten wie etwa 
Krebs, schwere Krankheiten der Augen, des 
Herzkreislaufs, der Nieren oder auch De-
menz. Das sind Erkrankungen, die insbe-
sondere ältere Menschen treffen. Denn: Die 
Bevölkerungsgruppe der Senioren wird in 
besagten Gebieten am stärksten wachsen. 
Über 15 Prozent. Diese Prognose stellt ein 
Gutachten, das im Auftrag des sächsischen 
Sozialministeriums entstand.

Künftiger Handlungsbedarf

Sachsens Landesregierung versucht mit 
der Studie ein weiteres Mal Maßnahmen 
zu entwickeln, um die ambulante me-
dizinische Versorgung abzusichern. Im 
Mittelpunkt stehen vor allem die länd-
lichen Regionen. Ihnen droht der ärztli-
che Nachwuchs auszugehen. Seit Jahren 

häufen sich lokale Versorgungsengpässe 
auf dem Lande; zwischenzeitlich wurde 
erstmals Unterversorgung in einem haus-
ärztlichen Planungsbereich festgestellt. 
Fast genauso lang begleitet das Sozial-
ministerium die Sicherstellung der am-
bulanten Versorgung. Erst in der letzten 
Wahlperiode legte das Ministerium einen 
20-Punkte-Plan gegen den Ärztemangel 
vor. Im Unterschied zu den vorherigen Ak-
tivitäten schaut das Land mit dem jetzigen 
Gutachten weit voraus. Es will das Altern 
der geburtenstarken mittleren Jahrgänge 
berücksichtigen, das deutliche Verschie-
bungen in der Altersstruktur bringt. Und 
künftigen Handlungsbedarf zeigen.

Für den neuen Anlauf nahm das Sozi-
alministerium das Zentralinstitut für die 
kassenärztliche Versorgung in Deutsch-
land ins Boot. Die von der Denkfabrik der 
Kassenärztlichen Vereinigungen vorgeleg-
te Studie beschreibt die derzeitige Versor-
gungssituation. Auf dieser Basis und der 
aktualisierten Bevölkerungsprognose für 
Sachsen leitet die Studie den Versorgungs- 
und Arztbedarf bis in das Jahr 2030 ab.

Den umfangreichsten Teil der Analyse 
nimmt eine Sammlung von Faktoren ein, 
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Der Kabinettsentwurf zum sächsi-
schen Doppelhaushalt 2017/2018 soll 
bei den Krankenhäusern nachge-
bessert werden. Die Landtagsfrak-
tionen von CDU und SPD haben be-
antragt, die Pauschalförderung um 
25 Millionen Euro aufzustocken. Da-
mit würden wie im laufenden Haus-
halt 135 Millionen Euro zur Verfü-
gung stehen. „Das Signal geht in die 
richtige Richtung“, begrüßte vdek-
Landeschefin Silke Heinke die Initi-
ative. „Bei den Krankenhäusern darf 
es keine weiteren Kürzungen ge-
ben.“ Der Gesetzentwurf der Staats-
regierung sieht erstmals 25 Millio-
nen Euro an Landesmitteln für einen 
Krankenhausstrukturfonds vor, doch 
waren die Einzel- und Pauschalför-
derung um insgesamt rund 40 Millio-
nen Euro gegenüber 2015/16 verrin-
gert worden. Auch die Telemedizin 
wollen CDU und SPD stärker fördern. 
Der Betrag soll sich auf 20 Millionen 
Euro verdoppeln.

L A N D E S H A U S H A L T

Nachschlag für 
Krankenhäuser 
 beantragt
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konzentrieren. Könnte das eine Einrich-
tung mit Ärzten, Physiotherapeuten, Or-
thopädietechnikern, Zahnärzten und Apo-
thekern sein? Oder ein anderer Begriff für 
eine sogenannte Satellitenpraxis – Ärzte 
unterschiedlicher Fachrichtungen nutzen 
eine Praxis gemeinsam – der Hausarzt am 
Montag, der Urologe am Dienstag und der 
Augenarzt am Freitag? Was die Autoren un-
ter einem regionalen Versorgungszentrum 
verstehen, bleibt offen. Hinter diesem Vor-
schlag steckt vor allem aber die ungeschrie-
bene Botschaft, Ärzte nicht mehr um jeden 
Preis in den hintersten Winkel des Landes 
bringen zu wollen.

Rolle der Einzelarztpraxis offen

Die Studie lässt viele Fragen offen und 
weckt auch Widerspruch. Etwa, welche 
Rolle künftig die klassische Einzelarztpra-
xis übernehmen soll. Oder, warum nehmen 
Patienten ärztliche Versorgungsstrukturen 
regional unterschiedlich an? Liegt nicht das 
Renteneintrittsalter bei Ärzten in Sachsen 
bereits bei durchschnittlich 63 Jahren? Da-
rüber werden sich die Fachgremien in den 
nächsten Monaten intensiv auseinanderzu-
setzen haben.

Einen weiteren Impuls dürfte das ange-
kündigte Gutachten zur Krankenhauspla-
nung bringen. Dem Vernehmen nach ent-
steht es vor einem ähnlichen Zeithorizont 
wie das Gutachten des Zentralinstituts. In 
diesen Parallelen liegt eine Chance für das 
Krankenhausgutachten, sollte es dem sek-
torenübergreifenden Ansatz folgen. Das 
Gutachten könnte praktikable Ideen liefern, 
die Kapazitäten von Krankenhäusern und 
niedergelassenen Ärzten bei der ambulan-
ten Versorgung gemeinsam zu planen.  

die regional abgebildet werden. Das reicht 
von der Struktur ambulanter und statio-
närer Angebote bis hin zur Patientenmo-
bilität. Beispielsweise erreichen 2020 in 
Freital, Neustadt und Radeberg bis zu 90 
Prozent der Frauenärzte die Renten-Re-
gelaltersgrenze von 67 Jahren. Oder ein 
weiteres Beispiel: Besonders starke chi-
rurgische Mitversorger von Patienten aus 
Nachbarregionen sind Bischofswerda, 
Meißen und Schkeuditz.

Neuer Ansatz für Bedarfsplanung

Diese Fülle an Faktoren birgt vor allem ei-
nes – einen zeitlich und inhaltlich neuen 
Ansatz der Bedarfsplanung. Die bisherige 
Planung betrachtet vor allem die Ist-Situa-
tion. Wie viele Ärzte sind weggefallen, wo 
muss nachbesetzt werden? Etwas weiter – 
drei Jahre – reicht der Blick bei der Unter-
suchung auf „drohende Unterversorgung“. 
Dort endet momentan die Vorausschau. Die 
Studie erweitert den Horizont, sie blickt 
auf eine Distanz von fast 15 Jahren. Dane-
ben lassen die Autoren die Bemessung der 
erforderlichen Ärztezahl nicht mit einem 
bestimmten Einwohnerzahl-Arztzahl-Ver-
hältnis enden. Sie ziehen generell weitere 
Einflussgrößen heran, die bei der Bestim-
mung des Versorgungsbedarfs eine Rolle 
spielen, wie beispielsweise die Patienten-
mobilität. Dieser Faktor wird in der bishe-
rigen Bedarfsplanung selten, nur bei so-
genanntem „lokalen Versorgungsbedarf“, 
also ausgewählten kleinteiligen Betrach-
tungen berücksichtigt. Die Studie greift 
auch die Idee auf, sektorenübergreifendes 
Denken voranzubringen, also das Wirken 
der niedergelassenen Ärzte und Kranken-
häuser miteinander zu verzahnen. Die Au-
toren plädieren deshalb für eine sektoren-
übergreifende Bedarfsplanung nach dem 
Grundsatz: Wer kann die Leistung am bes-
ten und wirtschaftlichsten erbringen? Wie 
können die vorhandenen Ressourcen am 
besten genutzt werden?

Ein Vorschlag in diese Richtung lie-
fert die Studie gleich selbst. Sie schlägt 
vor, ambulante Versorgungskapazitä-
ten in regionalen Versorgungszentren zu 

Sachsen schaut fern. Das Gutach-
ten zum Versorgungs- und Arztbe-
darf sieht auf das Jahr 2030. Vor-
auszuschauen klingt erst mal gut. 
Genauso das Ansinnen, die medizi-
nische Versorgung durch niederge-
lassene Ärzte und Krankenhäuser 
besser miteinander zu verzahnen. 
Sektorenübergreifend planen und 
versorgen zu wollen, gehört mitt-
lerweile fast zum Allgemeingut ge-
sundheitspolitischer Bekenntnisse. 
Die damit verbundenen Fragen sind 
alles andere als banal. Der ambu-
lante und der stationäre Sektor sind 
nach wie vor abgegrenzte Einhei-
ten, die weitgehend autonom von-
einander agieren. Diese geschlosse-
nen Welten folgen eigenen Logiken, 
die schwer übereinander passen. 
Etwa wie der Bedarf an Ärzten und 
Krankenhäusern geplant wird. Oder 
wie die Behandlungskosten abge-
rechnet werden. Daneben haben die 
Sektoren ein großes Beharrungs-
vermögen: Keiner möchte so rich-
tig dem anderen etwas abgeben, sei 
es an Kompetenz oder an Geld. Seit 
über 20 Jahren wird in Deutschland 
die sektorenübergreifende Zusam-
menarbeit im Gesundheitswesen 
diskutiert. Doch nur in Trippelschrit-
ten kommt das Miteinander voran. 
Die Bevölkerungs- und Krankheits-
entwicklung sind eine Herausfor-
derung und die Ressourcen über-
schaubar. Wir brauchen mehr als 
bloße Absichtserklärungen. Ansons-
ten gucken manche Patienten 2030 
in die Röhre.

K O M M E N T A R

Sachsen schaut fern
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A L K O H O L M I S S B R A U C H

Teenie-Trinker früher erreichen
Das Projekt „HaLT – Hart am Limit“ will riskantem Alkoholmiss-
brauch bei Kindern und Jugendlichen vorbeugen. Dresden und Leip-
zig sind HaLT-Standorte in Sachsen. Wir sprachen mit Koordinatorin 
Anja Maatz.

Letztes Jahr wurden 87 Kinder mit Alkohol-
vergiftung in Dresdner Kliniken eingelie-
fert. Frau Maatz, warum trinken Kinder bis 
zum Umfallen?
Die meisten Vorfälle passieren, wenn sie 
mit Freunden unterwegs sind. Sie ermun-
tern sich beim Feiern gegenseitig zum 
Trinken. Überschätzung und Unerfah-
renheit kommen zusammen. Zu Silves-
ter, dem „Hechtfest“ und der „Bunten Re-
publik Neustadt“ werden besonders viele 
Kinder eingeliefert.

HaLT bietet noch in der Klinik ein erstes Be-
ratungsgespräch an. In Leipzig nehmen fast 
alle Patienten teil, in Dresden merklich we-
niger. Was läuft an der Elbe anders?
Das erste Gespräch führen externe Sozial-
pädagogen. Sie rufen in der Klinik an, ob 
Kinder mit Alkoholvergiftung eingeliefert 
wurden. Damit die Klinik Auskunft geben 
kann, müssen die Patienten in Dresden 
sie von der Schweigepflicht entbinden. 
Diese formelle Erklärung ist eine Hürde. 
Ohne sie wäre die Teilnahmerate viel hö-
her, wie Leipzig zeigt.

Dem Erstgespräch folgen eine Reihe wei-
terer Gespräche, mit den Eltern, mit Freun-
den. Warum ist es so schwierig, dass die 
Kinder bis zum Ende durchhalten?
Das Thema ist sehr schambesetzt. Die El-
tern wollen nicht darüber sprechen. Oder 
sie nehmen sich keine Zeit. Auch der Ri-
sikocheck, wo in einem Gruppengespräch 
mit Freunden das Trinkverhalten reflek-
tiert wird, wird abgelehnt. Vielleicht wol-
len Jugendliche sich heute eher virtuell 
treffen? Und wenn Eltern nicht zum Ge-
spräch kommen, fehlt die Verbindlichkeit 
für Weiteres.

Ergänzend zur individuellen Hilfe nach dem 
Rausch baut HaLT auf kommunale Partner. 
Wie bringt sich die Stadt Dresden ein?
Dieses Jahr finden die Jugendfilmtage zu 
Alkohol und Nikotin in Dresden statt. Seit 
diesem Jahr haben wir auch ein Alkoholver-
bot für Sportvereine, die in Schulsporthal-
len trainieren. Mit dem Ordnungsamt, das 
in Läden Testkäufe macht, arbeiten wir in-
tensiv zusammen. Das „Safer Nightlife“-
Projekt ist weiterhin unterwegs. Nicht zu 
vergessen das vom Stadtrat verabschiede-
te Strategiepapier zur Suchtprävention.

Was planen Sie als Nächstes mit HaLT?
Wir werden die Kliniken bitten, nochmals 
zu prüfen, ob nicht wie in Leipzig eine Kon-
silarvereinbarung umgesetzt werden kann. 
Wir wollen das Klinikpersonal weiter schu-
len. Wir werden an Spieltagen der DSC Vol-
leyballdamen und der Monarchs mit Stän-
den zur Suchtprävention vor Ort sein, mit 
den Verkehrsbetrieben ein Vorhaben ver-
wirklichen und das Thema Sucht in Kultur-
veranstaltungen bringen.  

Hier wird Ihnen geholfen!“ – Unter 
der Telefonnummer 03 51 / 563 55 23 
erreichen Anrufer die Geschäfts-

stelle des Steuerungsgremiums der Lan-
desrahmenvereinbarung zum Präven-
tionsgesetz. Hinter dieser sperrigen 
Bezeichnung steckt ein kompetenter An-
sprechpartner der Gesundheitsförderung 
und Prävention in Sachsen: Die Sächsi-
sche Landesvereinigung für Gesundheits-
förderung (SLfG). Die Vereinigung über-
nimmt administrative Aufgaben, die 
ihnen die Krankenkassen und die ande-
ren Mitglieder des Steuerungsgremiums 
übertragen haben. Sie bereitet auch die 
Beschlussvorlagen des Gremiums vor. Ak-
tuell liegen rund 30 Anfragen vor, über die 
entschieden werden muss. Sie reichen von 
Projektanträgen bis zum Ersuchen, als Un-
terstützer der Landesrahmenvereinbarung 
mitwirken zu wollen.
Projekte, die über Jahre erfolgreich wa-
ren, werden bereits als Vorhaben der 
Landesrahmenvereinbarung weiterge-
führt. Zu diesen gehören unter ande-
rem ein Projekt zur Prävention übermä-
ßigen Alkoholkonsums bei Kindern und 
Jugendlichen („HaLT – Hart am Limit“) 
und Präventionsmaßnahmen für Lang-
zeitarbeitslose. Zwei Arbeitsgruppen des 
Steuerungsgremiums sind beauftragt, 
bis Ende März 2017 Leitkonzepte zu er-
arbeiten, wie die Themen „Betriebliche 
Gesundheitsförderung“ und „Präventi-
onsgesetz in Lebenswelten“ in Sachsen 
umgesetzt werden können.

P R Ä V E N T I O N

Hotline zum 
 Gesundbleiben

KOORDINIERT „HaLT“ IN DRESDEN: Anja Maatz
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P F L E G E R E F O R M

Über 1.000 neue Stellen für Pflegeheime
Das nächste Jahr kann kommen. Die Weichen, um den neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff in  
Sachsen einzuführen, sind gestellt. Die Pflege wird höher vergütet und erhält mehr Personal.

D
ie letzte und wichtigste Stufe der Pflegereform steht 
bevor. Am 1. Januar 2017 tritt der neue Pflegebedürf-
tigkeitsbegriff in Kraft. Pflegebedürftigkeit wird dann 
inhaltlich breiter gefasst. Das bedeutet einen Paradig-

menwechsel – weg von der sogenannten „Minutenpflege“, hin 
zur bedarfsgerechten Förderung.

Pflegebedürftige, Anbieter in der Pflege und Politik verbin-
den mit dem neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff große Erwar-
tungen. Erweiterte Leistungen, mehr Zeit am Menschen und be-
sonders in Sachsen höhere Gehälter in den Pflegeberufen sind 
einige der Ziele, die den Vertragsparteien ins Pflichtenheft ge-
schrieben wurden. An diesen Schwerpunkten haben sich die 
sächsischen Akteure in den vergangenen Monaten orientiert. 

Wenige Tage vor dem 
Jahreswechsel steht 
fest: Die Vorausset-
zungen für die fristge-
mäße Umstellung der 
Pflegesätze in Pflege-
grade stehen. Gleich-

zeitig wurde in den Verhandlungsrunden klar, dass die Entwick-
lung geeigneter pflegerischer Konzepte mehr Zeit braucht. Hier 
sind die Pflegeanbieter gefordert.

Pflegeheime: Pauschale Kostensteigerung

Über 90 Prozent der 1.078 stationären und teilstationären Pfleg-
einrichtungen im Land nutzten für die Umstellung ein vereinfach-
tes Pflegesatzverfahren. Die sächsische Pflegesatzkommission 
– hier sitzen Pflegekassen, Pflegeanbieter und Sozialhilfeträger 
zusammen – hatte angesichts der knappen Zeitschiene diese Mög-
lichkeit geschaffen. Das mit einem geringen bürokratischen Auf-
wand verbundene Verfahren sieht eine pauschale Kostensteige-
rung von drei Prozent im Jahr vor. Um den Leistungsänderungen 
durch den neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff Rechnung zu tragen, 
wurden außerdem Gelder für weiteres Pflegepersonal nach dem 
Schlüssel 1:50 pro Einrichtung bereitgestellt. Das entspricht etwa 
1.000 zusätzlichen Vollzeitstellen für Sachsen. Außerdem wurde 
ein Risikozuschlag von vier Prozent berücksichtigt. Er soll Bud-
getverluste der Heime für den Fall kompensieren, dass Bewoh-
ner mit im Durchschnitt niedrigeren Pflegegraden als bislang zu-
ziehen. Seit Mitte November verfügen alle Pflegeeinrichtungen in 
Sachsen über neue Pflegesatzvereinbarungen.

Pflegedienste: Ähnliches Preisniveau

In Pflegeheimen sind Pflegesätze maßgeblich, in der ambulanten 
Pflege wählen Versicherte aus einer Reihe von sogenannten Leis-
tungskomplexen das Benötigte. Das können „Kleine Morgentoi-
lette“ oder etwa „Hilfe bei der Nahrungsaufnahme“ sein. Mit dem 
neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff stand die Frage, eine neue oder 
erweiterte Systematik zu entwickeln. Weil auf die Schnelle keine 
neuen fachlichen Konzepte zur Verfügung standen, wurde das bis-
herige System überarbeitet. Die „Kleine Morgentoilette“ umfasst 
ab 1. Januar mehr Leistungen, beispielsweise den „Toilettengang“. 
Zudem wurden die Leistungskomplexe preislich neu bewertet, was 
ihre Vergütung um rund sieben Prozent erhöht. Daneben setzten 
die Pflegekassen in den Vergütungsverhandlungen durch, dass für 
alle Pflegedienste aufgrund gleicher Qualitätsanforderungen ein 
ähnliches Preisniveau erreicht wird. Das bringt eine weitere Stei-
gerung der Vergütung um durchschnittlich fünf bis neun Prozent, 
bei einzelnen Diensten erheblich mehr. Um wettbewerbsfähig zu 
bleiben, hatten seit Jahren viele der 1.170 Pflegedienste in Sachsen 
Preissteigerungen vermieden, wodurch die Gehälter ihrer Beschäf-
tigten nicht weiter stiegen.

Die Pflegekassen haben vorgelegt. Sie geben mehr Geld in die 
Pflege. Die Ersatzkassen unterstützen diese Erhöhung ausdrück-
lich. Sie schafft die Voraussetzung, dass für die Versorgung der 
Pflegebedürftigen im Freistaat mehr Zeit und Personal bereitste-
hen. Das Geld muss ebenso in der Lohntüte der Pflegenden ankom-
men. Dieses Ziel verfolgen die Kassen auch in den laufenden Rah-
menvertragsverhandlungen. Dort blockieren die Pflegeanbieter 
eine Regelung, dass die Zahlung der vereinbarten Lohnkosten ge-
genüber den Kostenträgern nachgewiesen wird.  

»Das Geld muss auch in der 
Lohntüte der Pflegenden 
ankommen.«

FO
TO

  C
hr

is
tia

n 
W

yr
w

a 
– 

KK
H



verband der ersatzkassen. dezember 2016 /seite 05

R E C H N U N G S P R Ü F U N G

Bald mehr Einsicht  
in Intensivpflege
Betrug in der ambulanten Pflege bringt nicht nur finanziellen 
 Schaden, sondern kann gesundheitsgefährdend sein. Routinemäßige 
Abrechnungsprüfungen sollen Pflegebedürftige besser schützen.

D
ie Damen im Schwesternkittel 
kommen häufiger ins Haus als 
die Post. Frühmorgens, mittags 
und abends: Wer bei Krankheit 

oder Pflegebedürftigkeit zu Hause ver-
sorgt werden möchte, nutzt nicht sel-
ten ambulante Pflegedienste. Nach letz-
ten aktuellen Zahlen versorgten 2013 die 
Dienste in Sachsen rund 43.000 Men-
schen, das ist etwa ein Drittel der Pflege-
bedürftigen.

Nicht alle Pflegedienste arbeiten so, 
wie sie sollen. Die Pflegekassen finden 
immer wieder Verdachtsfälle von Ab-
rechnungsbetrug. 2016 untersuchten al-
lein die Ersatzkassen zehn Fälle. Feh-
lende Qualifikationen der Beschäftigten 
oder nicht erbrachte Leistungen stehen 
bei Auffälligkeiten ganz oben. „Versi-
cherten und Pflegekassen entsteht nicht 
nur ein materieller Schaden, Betrug kann 
auch gefährlich sein“, sagt Anne-Kathrin 
Richter vom vdek-Pflegereferat in Sach-
sen. „Wenn Beschäftigte nicht wissen, 
wie sie  Pflegebedürftige richtig lagern, 

liegen die sich wund. Das ist schmerzhaft 
für die Betroffenen und kann zu Infektio-
nen  führen.“

Die Abrechnungen der ambulanten 
Pflegedienste zu prüfen, war bislang nicht 
zwingend vorgesehen. Entsprechend ru-
dimentär war das Bild über das Gesche-
hen. Vor dem Hintergrund fortwähren-
der Kritik am Verhalten einzelner Dienste 
handelte der Gesetzgeber. Mit der Pflege-
reform machte er die Rechnungsprüfung 
zur Pflicht. Seit Anfang Oktober kontrol-
lieren der Medizinische Dienst der Kran-
kenversicherung und der PKV-Prüfdienst 
alle Rechnungen auf Plausibilität.

Ab 1. Januar 2017 werden auch Perso-
nen einbezogen, die ausschließlich ärzt-
lich verordnete Leistungen erhalten. „Wir 
erfahren dann endlich, ob Intensivpflege-
patienten fachgerecht versorgt werden 
und können gegebenenfalls einschrei-
ten“, hofft Anne-Kathrin Richter. „Men-
schen, die beatmet werden müssen oder 
im Koma liegen, brauchen besonderen 
Schutz.“  

DAHEIM: Pflegedienste versorgen ein Drittel der Pflegebedürftigen in Sachsen

Die Großmutter daheim zu pflegen 
strengt die Familie an. Spezielle Hil-
fen, sogenannte Entlastungsangebo-
te, sollen den Angehörigen den pfle-
gerischen Alltag erleichtern. Helfer 
können beispielsweise mit den Pfle-
gebedürftigen spazieren gehen, ge-
meinsam Zeitung lesen oder sie beim 
Einkauf begleiten.
Aus der Fülle der Angebote und An-
bieter in Sachsen das Passende zu 
finden, war für manche Suchen-
de bislang schwer. Doch Besserung 
naht. Ab Januar nächsten Jahres wird 
es eine überarbeitete Datenbank von 
„PflegeNetz Sachsen“ geben. Auf die-
ser Internetplattform des Sozialmi-
nisteriums sind alle professionellen 
Anbieter und ein Teil der ehrenamt-
lich tätigen Nachbarschaftshelfer 
veröffentlicht. 
Der neue Internetauftritt bietet ver-
besserte Suchfunktionen. Mit denen 
kann das gewünschte Angebot ge-
zielter herausgefiltert werden: Für 
welche Region wird gesucht? Betreu-
ung, haushaltnahe Dienstleistun-
gen oder sonstige Entlastungen? Ein-
zel- oder Gruppenbetreuung? Auch 
die Preise sind dargestellt. Ein Ver-
gleich lohnt. Bei Betreuungsangebo-
ten reicht die Spanne von fünf bis 55 
Euro pro Stunde. Für ehrenamtlich 
tätige Nachbarschaftshelfer gibt es 
eine Obergrenze. Die liegt in der Re-
gel bei zehn Euro pro Stunde.

I N T E R N E T

PflegeNetz: 
 Passendes Angebot 
leichter finden

FO
TO

  P
et

er
 M

as
zl

en
 –

 F
ot

ol
ia

.co
m

FO
TO

  S
an

do
r K

ac
so

 –
 F

ot
ol

ia
.co

m



sachsen

N O T F A L L V E R S O R G U N G

Mit Schnupfen in die 
 Krankenhaus-Notaufnahme?
Die Notaufnahmen der Krankenhäuser versorgen zunehmend Pati-
enten, für die eigentlich der kassenärztliche Notdienst zuständig ist. 
Zentrale Anlaufstellen könnten ein Teil der Lösung sein.

V
olle Räume, lange Wartezei-
ten. Die Grippe sitzt neben dem 
Knöchelbruch und den Bauch-
schmerzen. Zwischendurch wird 

ein Herzinfarkt vorbeigeschoben. Patien-
ten müssen in den Notaufnahmen der Kran-
kenhäuser Geduld mitbringen. Dabei ginge 
es schneller. Fachgesellschaften schätzen, 
dass rund ein Drittel der Fälle in Notauf-
nahmen mit Bagatellerkrankungen kommt. 
Die ließen sich anderswo ebenso gut ambu-
lant behandeln.

Niedergelassene für Notfallpatienten 
zuständig

Nach dem Sicherstellungsauftrag sollen 
niedergelassene Ärzte ambulante Notfall-
patienten versorgen. Das schließt kassen-
ärztliche Notdienstpraxen („kassenärztli-
cher Bereitschaftsdienst“) ein. Daneben 
halten die Krankenhäuser Notaufnahmen 
für Schwerstkranke vor, die rund um die 
Uhr von Klinikärzten besetzt sind. Trotz 
getrennter Systeme wählen immer mehr 
Patienten in nicht lebensbedrohenden Si-
tuationen die Notaufnahmen. Unkenntnis 
über die Zuständigkeiten und Erwartung 
einer schnelleren und besseren Versor-
gung sind einige der Gründe für das ver-
änderte Verhalten.

Der Gesetzgeber hat auf diese Entwick-
lung reagiert. Mit dem 2015 verabschiede-
ten Krankenhausstrukturgesetz schreibt 
er Krankenhäusern und niedergelasse-
nen Ärzten bei ambulanten Notfallpatien-
ten vor, miteinander zu kooperieren: Not-
dienstpraxen – das sind Einrichtungen der 
niedergelassenen Ärzte – sollen an den 
Krankenhäusern etabliert werden.

„Durch die Zusammenarbeit können 
ambulante Notfälle aus einer Hand ver-
sorgt werden“, betont Michael Graichen 
vom Referat für ambulante Versorgung 
beim vdek Sachsen. Die Patienten lau-
fen eine zentrale Stelle („Portalpraxis“) 
am Krankenhaus an. Die leitet die Patien-
ten zum passenden Behandler – zur Not-
dienstpraxis, zum niedergelassenen Arzt 
oder zur Notaufnahme. Graichen: „Auf die 
Möglichkeiten eines Krankenhauses zu-
rückgreifen zu können und zugleich des-
sen Kapazitäten zu schonen, das sind kla-
re Vorteile.“

Nachholebedarf in Sachsen

Einige Kassenärztliche Vereinigungen 
haben Notdienstpraxen bereits vor dem 
Gesetz geschaffen, bei anderen stehen 
sie auf der Aufgabenliste. Wie eine Studie 
des AQUA-Instituts zeigt, sind die Stand-
orte der Notdienstpraxen an Kliniken 
deutschlandweit unterschiedlich verteilt. 
Thüringen zählt beispielsweise 26 dieser 
Praxen, Sachsen-Anhalt zwölf und Sach-
sen nur eine. Diese befindet sich auf dem 
Areal der Uniklinik Dresden.

Dass bei den Notdienstpraxen im 
Freistaat noch „Luft nach oben“ ist, ha-
ben Krankenkassen, Krankenhausgesell-
schaft und Kassenärztliche Vereinigung 
(KVS) erkannt. Sie bereiten den Aufbau 
weiterer Einrichtungen vor, was abhän-
gig von den örtlichen Gegebenheiten ist. 
Braucht jede Notaufnahme eine Not-
dienstpraxis? Bestehende gute Versor-
gungsstrukturen sollen erhalten bleiben. 
Krankenhäuser und KVS sollen deshalb 
den Bedarf  prüfen.  

Verzögert sich bei Kindern die Ent-
wicklung oder zeigen sie Auffällig-
keiten beim Heranwachsen, können 
Eltern die Hilfen von Frühförderstel-
len nutzen. Das können beispielswei-
se Angebote der Bewegungstherapie, 
der Sinnesschulung und der Bewe-
gungsförderung sein. Die Förderung 
bis zum Vorschulalter soll drohende 
Behinderungen vermeiden oder be-
stehende Einschränkungen mildern.
In Sachsen geben die gesetzlichen 
Krankenkassen künftig mehr Geld für 
die Frühförderstellen. Der Grundbe-
trag für die Diagnostik und das Erstel-
len individueller Hilfepakete steigt 
von 140 Euro auf bis zu 220 Euro. Da-
rauf haben sich die Kassen mit den 
Verbänden der Parität, der Diakonie 
und der Lebenshilfe verständigt. Die 
Wohlfahrtsverbände betreiben etwa 
zwei Drittel der Frühfördereinrichtun-
gen im Land.
„Die Frühförderung liegt den Ersatz-
kassen sehr am Herzen. Sie weckt 
Fähigkeiten, damit Kinder mit Han-
dicaps so selbständig wie möglich 
am Alltag teilnehmen können“, sagt 
 Silke Heinke, Leiterin der Landesver-
tretung Sachsen des Ersatzkassen-
verbandes (vdek). Jährlich kommen 
bei den Frühförderungsstellen etwa 
2.000 Kinder neu hinzu. Im Freistaat 
bieten 55 Interdisziplinäre Frühför-
derstellen und acht Sozialpädiatri-
sche Zentren Frühförderung an.

F R Ü H F Ö R D E R U N G

Fähigkeiten bei 
 Kindern mit 
 Handicaps wecken
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Der „Sächsische Selbsthilfepreis der Ersatzkassen 2016“ 
wurde am 21. Oktober in Dresden vergeben. Die Auszeich-
nung würdigt herausragendes Engagement und nachah-
menswerte Projekte der gesundheitsbezogenen Selbst-
hilfearbeit.
Das Leipziger Theaterprojekt „Hier werden Sie platziert“ 
 erhielt den mit 3.000 Euro dotierten ersten Preis. Für das 
Projekt schlossen sich mehrere Depressions-Selbsthilfe-
gruppen zusammen.
Der mit 2.000 Euro verbundene zweite Preis ging an die 
Selbsthilfegruppe „Kaiserschnittmamas“ aus Dresden. Die 
Gruppe unterstützt Betroffene, Probleme ungewollter Kai-
serschnittgeburten zu bewältigen.
Die Alzheimer Gesellschaft Radebeul – Meißner Land wurde 
mit dem dritten Preis mit 1.000 Euro geehrt. Der Verein orga-
nisiert eine Telefonsprechstunde, Informationsangebote für 
Grundschulkinder und einen jährlichen Thementag.
Mit dem Sonderpreis „Junge Selbsthilfe“ wurde die Band 
„Trockenrock“ aus Leipzig ausgezeichnet.
Anerkennungspreise erhielten die Selbsthilfegruppe Blase-
nekstrophie / Epispadie aus Freital, die Vorsitzende des Dia-
lyseverbandes Sachsen, Annegret Bresch, die Selbsthilfe-
gruppe Dialysepatienten und Transplantierte aus Chemnitz 
sowie die Landesgruppe Sachsen der Deutschen Ilco.

Die mehr als 2.000 nebenberuflich tätigen Notärzte in Sach-
sen können künftig ihre Einsätze elektronisch abrechnen. 
„Bis Jahresende sollen an allen 80 Notarztstandorten die 

technischen Voraussetzungen geschaffen sein“, sagt vdek-Pro-
jektkoordinator Peter Voigt. Seit Anfang Oktober läuft die Um-
stellung. Über einen besonders geschützten Zugang senden die 
Notärzte ihre Daten dann online an die Kassenärztliche Verei-
nigung Sachsen (KVS). Niedergelassene Ärzte nutzen das Ver-
fahren für ihre Abrechnungen bereits seit Längerem. Im Auftrag 
der gesetzlichen Krankenkassen verarbeitet die KVS die Daten 
der Notärzte und begleicht monatlich die Rechnungen. Notärzte 
mussten bislang bis zu einem Quartal auf den Zahlungseingang 
warten. In Sachsen sind die gesetzlichen Krankenkassen verant-
wortlich, die notärztliche Versorgung abzusichern.

N O T Ä R Z T E

Abrechnen per Mausklick

Wenn Marius Westernhagen singt „Keine Ahnung, keine 
Meinung, kein Konzept. Keine Lust, um aufzustehen“, 
dann erzählt er über eine Lebensstimmung, die für die 

meisten Menschen eine kurze Episode ist. Suchtkranken aber fällt 
es oft schwer, aus einem Tief herauszufinden. In Leipzig finden 
junge Betroffene Unterstützung im Bandprojekt „Trockenrock“ 
der Suchtselbsthilfe „Regenbogen“. Beim „Sächsischen Selbst-
hilfepreis der Ersatzkassen“ erhielt das Projekt den Sonderpreis 
„Junge Selbsthilfe“.
„Trockenrock“ entstand 2013. „Jeder, der ein Instrument erlernt 
hat oder musisches Interesse mitbringt, ist willkommen“, sagt 
Bandmitglied Romy Fanghänel. Die Trockenrocker sind musikali-
sche Laien. „Sie wollen ihre kreative Seite erleben und Spaß ha-
ben.“ Im Haus von „Regenbogen“ haben sie einen Raum einge-
richtet. Hier treffen sich die zehn Musiker dienstags zum Proben 
und zum Reden.
Sie lassen Bob Dylan an der Himmelspforte klopfen, bringen mit 
Herbert Grönemeyer Kinder an die Macht oder spielen eben die 
Lieder von Marius Westernhagen. Oft sind die Titel von melan-
cholischem Unterton geprägt, spiegeln sie doch die Auseinander-
setzung mit dem Auf und Ab des Lebens wider.
Regelmäßig zu proben trägt Früchte. Mittlerweile ist die Gruppe 
so gut, dass sie kleinere öffentliche Auftritte wagt. 2015 begleitete 
sie erstmals das Abstinenzlertreffen in einer Klinik für Suchtkran-
ke. Das kam gut an. Die Gruppe wurde wieder gebucht. In diesem 
Jahr gab es so viele Auftritte wie nie. Mehr außerhalb der vertrau-
ten Umgebung von „Regenbogen“ aufzutreten ist wichtig für die 
Trockenrocker. Fanghänel: „Das gibt Sicherheit und motiviert.“
Wie heißt es in einem Lied von Westernhagen? „Mach dir keine 
Sorgen, es wird schon weitergehen. Wir werden uns was borgen 
und wieder jung aussehen.“ Borgen brauchen sich die Leipziger 
vorerst nichts. Für ihr Preisgeld wollen sie sich eine Beschal-
lungsanlage kaufen.

S U C H T P R Ä V E N T I O N

„Mach dir keine Sorgen,  
es wird schon weitergehen“

AUFTRITTE MOTIVIEREN: „Trockenrock“ und vdek-Landeschefin Silke Heinke (re.)
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Innovative Projekte 
 ausgezeichnet
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Kann im sächsisch-böhmischen 
Grenzgebiet der landeseigene Ret-
tungsdienst die Hilfe nicht sicher-

stellen, fordert er Unterstützung von 
der anderen Seite der Grenze an. Im ers-
ten Halbjahr dieses Jahres rückten säch-
sische Rettungskräfte zu zwölf Einsät-
zen im Nachbarland aus. Neun Einsätze 
wurden vom Vogtlandkreis aus gefahren, 
zwei vom Erzgebirgskreis aus. Einmal wa-
ren Helfer aus dem Landkreis Sächsische 
Schweiz – Osterzgebirge unterwegs. Ende 
2015 hatte der Freistaat Sachsen eine Ver-
einbarung zum grenzüberschreitenden 
Rettungsdienst mit den tschechischen Re-
gionen Karlovarský Kraj, Liberecký Kraj 
und Ústecký Kraj geschlossen. Das Ein-
satzgebiet umfasst einen beidseitig der 
Grenze jeweils fünf Kilometer breiten 
Streifen zwischen Adorf und Zittau.

R E T T U N G S D I E N S T

Mit Blaulicht nach 
Böhmen
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Sie waren Pioniere der ersten Stun-
de, die in Ostdeutschland die gesetz-
liche Krankenversicherung aufbau-
ten: Paul-Friedrich Loose von der 
BARMER GEK und Roland Bell von 
der DAK Gesundheit. Zum Jahresen-
de nehmen beide Abschied vom Be-
rufsleben. Aus diesem Anlass wurden 
sie am 10. November 2016 offiziell 
aus dem Kreis der Ersatzkassen in 
Sachsen verabschiedet. „Mit großer 
Leidenschaft haben sie sich für ihre 
Versicherten eingesetzt und mit si-
cherem Blick für das Machbare die 
Gesundheitsversorgung vorange-
bracht“, würdigte Silke Heinke, Lei-
terin der vdek-Landesvertretung, das 
jahrelange Engagement der Kassen-
kollegen.
Der gebürtige Sauerländer Paul-
Friedrich Loose kam 1990 als Sozial-
versicherungsbeauftragter nach Hal-
le an der Saale. Sechs Jahre später 
wurde Loose Bezirksgeschäftsfüh-
rer der damaligen BARMER in Leip-
zig. Seit 2001 war er Landesgeschäfts-
führer der BARMER GEK Sachsen. 
Roland Bell, der aus Rheinland-Pfalz 
stammt, führte sein Weg 1991 nach 
Dresden. Zunächst als Abteilungslei-
ter für die vertriebliche Betreuung 
der DAK-Bezirksgeschäftsstellen ver-
antwortlich, wurde Bell 1995 Gebiets-
leiter und 2005 Leiter des Vertrags-
bereiches Sachsen.

P E R S O N A L I E N

Paul-Friedrich  Loose 
und Roland Bell 
 verabschiedet

DANKE! Loose, Heinke, Bell (v.l.n.r.)
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Der Krankenhaus Rating Report 2016 
gibt einen Überblick über den aktu-
ellen Krankenhausmarkt, untersucht 
die wirtschaftliche Lage der Kranken-
häuser und erstellt einen Ausblick bis 
2020. Er geht auf den Strukturfonds 
ein und schätzt seine Folgen für die 
Krankenhauslandschaft ab. Analysiert 
werden über 500 Jahresabschlüsse 
von rund 900 Krankenhäusern und die 
Ergebnisse werden anhand farbiger 
Schaubilder, Karten und Tabellen ver-
anschaulicht, darunter Benchmarks. 
Der Report bietet damit empirische 
Erkenntnisse über die Entwicklung 
des Krankenhausmarktes.

Augurzky, Krolop, Pilny, 
Schmidt, Wuckel 
Krankenhaus Rating Report 2016: 
Mit Rückenwind in die Zukunft? 
2016, 220 S., € 349,99 (inkl. 
E-Book), medhochzwei Verlag, 
Heidelberg

Der Autor behandelt Themen wie 
Krankenhausstruktur, hausärztli-
che Versorgung, Qualitätssicherung, 
Stellung des Gemeinsamen Bundes-
ausschusses und die elektronische 
Gesundheitskarte. Die sich weiter öff-
nende Schere zwischen Versorgungs-
bedarf in Gesundheit und Pflege bei 
abnehmenden finanziellen und per-
sonellen Ressourcen erfordert Ein-
schränkungen des Leistungskatalogs 
der gesetzlichen Krankenversiche-
rung. Ziel ist die Sicherstellung der 
notwendigen Gesundheitsversorgung 
für alle. 

Fritz Beske 
Perspektiven des Gesundheits-
wesens – Geregelte Gesund-
heitsversorgung im Rahmen der 
sozialen Marktwirtschaft 
2016, IX, 116 S., € 24,99, Springer-
Verlag, Berlin, Heidelberg

B Ü C H E R

Wirtschaftslage der 
Krankenhäuser

Zukunft der Gesund-
heitsversorgung
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